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zur Abänderung des Nichterwahlgeſetzes. 
Vom 9. März 1936. 
Auf Grund des S 1 Ziffer 21 und 22 und des & 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
5 7 und 8 vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! 


Das Richterwahlgeſet in der Faſſung der Bekanntmachung vom 11. April 1934 (G. Bl. S. 257 
abgeändert durch die Verordnungen vom 8. Juni 1934 (G. Bl. S. 451) und vom 22. März 1935 


(G. Bl. S 470) erhält in 8 8 Abſatz 3 folgende neue Faſſung und folgenden neuen Abſatz 4: 


. (3) Die Wahl erfolgt jeweils auf drei Jahre. Die Neuwahlen haben vor Ablauf des 
dritten Jahres zu erfolgen. Eine Wiederwahl iſt zuläſſig. 
(4) Die Amtsdauer der Mitglieder kraft Wahl läuft jeweils vom 1. April bis 31. März. 


Artikel II 
Die zur Zeit dem Richterwahlausſchuß angehörenden Mitglieder kraft Wahl ſcheiden mithin 
mit dem 31. März 1937 aus. 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


denen den 9. März 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Wiereinski⸗Keiſer 


49 Verordnung 
betr. die Beſoldungsverhältniſſe der Beamten und Angeſtellten von Orts⸗ und 
Landkrankenkaſſen im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Vom 10. März 1936. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 11 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 

Die Beſoldungsverhältniſſe der Beamten und planmäßigen Ang ſtellten bei den Orts- und Land⸗ 
krankenkaſſen regeln ſich nach den für die Danziger planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten je⸗ 
weils geltenden Vorſchriften und Grundſätzen mit der Maßgabe, daß 

1. die planmäßige Anſtellung vor Vollendung des 25. Lebensjahres nur beim Vorliegen 
eines wichtigen Grundes mit Genehmigung des Senats — Abteilung für Geſundheitsweſen 
und Bevölkerungspolitik (8) — zuläſſig iſt, 


(Achter Tag nach Ablauf des. Ausgabetages: 26. 3. 1936. 
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2. die nach Vollendung des 25. Lebensjahres bei einem Träger der Sozialverſicherung und gege⸗ 
benenfalls bei einer Staatsverwaltung, Gemeinde oder ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts abgeleiſtete Vordienſtzeit inſoweit auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden 
kann, als die Vordienſtzeiten bei dieſen Stellen — vor und nach Vollendung des 25. Lebens⸗ 
jahres zuſammen — 

bei Anſtellung in einer Stelle der Beſoldungsgruppen A 9 bis A 11 ., ſechs Jahre, 
bei Anſtellung in der Stellung einer höheren Beſoldungs gruppe acht a 
überſteigen, 

3. bei der Überführung von Schutzpolizeibeamten in eine planmäßige Angeſtelltenſtelle er 
Beſoldungsdienſtalter nach den jeweils geltenden Vorſchriften bei Überführung von Schutz 
polizeibeamten in Stellen des ſonſtigen Zivilſtaatsdienſtes feſtzuſetzen iſt. 

Die Orts- und Landkrankenkaſſen find verpflichtet, die Dienſtordnung, die die notwendige Steller 
zahl in, den e Beſoldungsgruppen feſtzulegen hat, entſprechend zu ändern und zu 5 


. ar 
Da 


Artikel 11 
Das Beſoldungsdienſtalter der z. Zt. tätigen Beamten und planmäßigen Angestellten iſt mit 
Wirkung vom 1. April 1936 ab den Vorſchriften des Artikel J entſprechend neu feſtzuſetzen. 8 


Sind die Dienſtbezüge eines Beamten oder planmäßigen Angeſtellten am 31. März 1936 höher 
als diejenigen nach dieſer Verordnung, ſo iſt der Unterſchiedsbetrag als Zuſchuß bis zu dem Zeitpunkt 
weiter zu gewähren, an dem er durch Steigen der neuen Bezüge ausgeglichen wird. 

Artikel III 

Für Anwärter finden bis zur planmäßigen Anſtellung die jeweils für die Anwärter und ne 
mäßigen Beamten bei den Staatlichen Verwaltungen geltenden Vorſchriften re Anwen- 
dung. dci: 2 

Artikel IV kan 
Die notwendigen Aus⸗ und Durchführungsbeſtimmungen erläßt der Senat — Abt. für Geſund 
heitsweſen und Bevölkerungspolitik (G). 


Artikel V 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 10. März 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 


50 Berichtigung. 

In der Verordnung vom 22. Februar 1936 (G. Bl. S. 109) zur Abänderung der Rechtsver⸗ 
ordnung zur Vereinfachung der Verwaltung vom 9. Auguſt 1935 iſt in Artikel I Ziffer b vor der 
Ziffer 1 einzufügen: 

„Das Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden 
vom 1. Auguſt 1883 (G. S. S. 237) wird wie folgt geändert:“ 

Danzig, den 14. März 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Hoppenrath 


* 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


